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~1~.rLandgerichtMünchenl 73tu1de-1vubM<PI 

Az..: 12 0 6343/20 . 2;;. Jan. 2021 

EINGEGANGEN 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem !Rechtsstreit 

Bundesverband der Verbraucherzentralen und Verbraucherverbände - Verbraucherzen-
trale Bundesverband e.V. , vertreten durch d. Vorstand , Rudi-Dutschke-Straße 
17, 10969 Berlin 
- Kläger -

Prozessbevonmächtigte: 

gegen 

Telefonica Germany GmbH & Co. OHG, vertr. d. d. Gesellschafter Telef6nica Germany Ma­
nagement GmbH, diese vertr. d. d. Gesellschafter 

Georg-Brauchle-Ring 50, 80992 München 
- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte: 

wegen Forderung 

erlässt das Landgericht München 1 - 12. Zivilkammer - durch die Vorsitzende Richterin am Land-

gericht , den Richter und den Richter am Landgericht 

am 28.01 .2021 aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 10.12.2020 folgendes 

Endurteil 

1. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung fest­

zusetzenden Ordnungsgeldes bis zu € 250.000,00, ersatzweise Ordnungshaft bis zu 6 

Monaten oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, diese zu vollstrecken an ihren Geschäfts­

führern bzw. den Vorstandsmitgliedern ihrer Gesellschafter, zu unterlassen, in Bezug auf 

Telekommunikationsverträge mit Verbrauchern die folgende oder eine inhaltsgleiche Be­

stimmung in Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu verwenden: 
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,,Der mobile Internetzugang kann/darf nur mit Smartphones, Tablets oder sonstigen Gerä­

ten genutzt werden, die eine mobile Nutzung unabhängig von einem permanenten kabelge­

bundenen Stromanschluss ermöglichen (nicht z. B. in stationären LTE-Routern)." 

2. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin€ 214,00 nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 20.06.2020 zu zahlen. 

3. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 

4. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von€ 50.000,00 vorläufig vollstreckbar. 

5. Der Streitwert wird auf€ 2.500,00 festgesetzt. 

Tatbestand 

Die Parteien streiten im Verbandsklageverfahren um einen Unterlassungsanspruch. 

Der Kläger ist der Dachverband der Verbraucherzentralen der Länder und weiterer Verbände in 

Deutschland. Erst ist eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 UKlaG und in der 

entsprechenden Liste des Bundesamtes für Justiz geführt. 

Die Beklagte bietet Telekommunikationsdienste an. Zu ihrem Angebot gehört auch der Tarif „0 
2 

Free Unlimited". In diesem Tarif stellt die Beklagte den Kunden ausweislich ihrer „Preisliste Mobil­

funk Postpaid" ein unbegrenztes lnklusiv-Datenvolumen zur Verfügung. Der Begriff „unbegrenzt" 

ist in der Preisliste mit einer Fußnote versehen. Diese lautet auszugsweise wie folgt: 

„Der mobile Internetzugang kann/darf nur mit Smartphones, Tablets oder sonstigen Geräten 

genutzt werden, die eine mobile Nutzung unabhängig von einem permanenten kabelgebunde­

nen Stromanschluss ermöglichen (nicht z. B. i,:i stationären L TE-Routern)." 

Auf die Anlage K 1 wird Bezug genommen. 

Der Kläger verlangt von der Beklagten die Unterlassung der Verwendung der genannten Klausel 

in Verträgen mit Verbrauchern. Er vertritt die Auffassung, die Verwendung der genannten Klausel 
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verstoße gegen § 307 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB i. V. m. Art. 3 Abs. 1 TSM-VO. Die Klausel verlet­

ze die in Art. 3 Abs. 1 TSM-VO normierte Endgerätefreiheit. Die genannte Vorschrift gewähre 

Endnutzern das Recht, über ihren Internetzugangsdienst Endgeräte ihrer Wahl zu nutzen. Die 

Klausel der Beklagten schließe im Gegensatz dazu bestimmte Endgeräte von vornherein von der 

Nutzung in dem streitgegenständlichen Tarif aus. Dies betreffe sämtliche Endgeräte, die eine 

permanente Stromzufuhr durch einen Kabel benötigen. Ausdrücklich seien dies nach dem Klau­

selwortlaut stationäre LTE-Router, also Geräte, die unmittelbar mittels der von der Beklagten im 

Rahmen des Tarifs überlassenen SIM-Karte den Internetanschluss herstellen, dabei jedoch eine 

permanente kabelgebundene Stromversorgung benötigen, aber auch alle anderen kabelgebunde­

nen Geräte. Von der Klausel seien auch solche Endgeräte betroffen, die den Zugang über einen 

solchen L TE-Router indirekt nutzen, dabei jedoch Mobilgeräte seien. Dass manche Endgeräte 

über eine sogenannte Tethering-Funktionalität - also die Möglichkeit, anderen Geräten einen Inter­

netzugang zu vermitteln - verfügten, ändere nichts an der Verbotswidrigkeit der streitgegenständ­

lichen Klausel. 

Die Klausel unterliege auch der Inhaltskontrolle. Es handele sich um eine Regelung, die die Leis­

tungspflicht der Beklagten einschränke, verändere, ausgestalte oder modifiziere. Der einer Über­

prüfung entzogene Kernbereich der Leistungsbeschreibung s,ei nicht betroffen. 

Im Übrigen werde durch die streitgegenständliche Klausel von einem gesetzlichen Leitbild abge­

wichen. Dieses bestehe in der Regelung des Art. 3 TSM-VO. Ausweislich der Erwägungsgründe · 

der Verordnung sei die Endgerätefreiheit, die durch die Klausel der Beklagten betroffen sei, eines 

der wesentlichen Elemente der Verordnung im Hinblick auf den Schutz der Endkunden. 

Der Kläger beantragt: 

Die Beklagte wird verurteilt, 

1. es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden Ordnungsgeldes 

bis zu€ 250.000,00, ersatzweise Ordnungshaft bis zu 6 Monaten oder Ordnungshaft bis 

zu 6 Monaten, diese zu vollstrecken an ihren Geschäftsführern bzw. den Vorstandsmitglie­

dern ihrer Gesellschafter, zu unterlassen, 

in Bezug auf Telekommunikationsverträge mit Verbrauchern die folgende oder eine inhalts­

gleiche Bestimmung in Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu verwenden: 
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,,Der mobile Internetzugang kann/darf nur mit Smartphones, Tablets oder sonstigen Gerä­

ten genutzt werden, die eine mobile Nutzung unabhängig von einem permanenten kabelge­

bundenen Stromanschluss ermöglichen (nicht z. B. in stationären L TE-Routern)." 

II. an den Kläger€ 214,00 nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszins­

satz seit KlageerhE!bung zu zahlen. 

Die Beklagte beantragt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Sie verweist auf den Hintergrund der verwendeten Klausel. Das Leistungsangebot der Beklagten 

umfasse Produkte zur Herstellung eines Internetanschlusses, wobei sich die Produkte der Be­

klagten dabei insbesondere darin unterscheiden würden, ob sie für eine mobile oder eine stationä-. 
re Nutzung vorgesehen seien. Diese Einteilung des Angebots in solche unterschiedlichen Portfo­

lios sei marktüblich. Die Unterscheidung zwischen mobilen und stationären Zugangsangeboten 

richte sich an unterschiedliche Kundenbedürfnisse. Die Tarife, bei denen die beanstandete Klau­

sel eingesetzt werde, seien für eine mobile, ortsunabhängige Nutzung gedacht und würden den 

Kunden für genau diesen Einsatzzweck angeboten. 

Die Beklagte vertritt die Auffassung, die Klausel unterliege nicht der Inhaltskontrolle, weil sie eine 

Vereinbarung der Vertragsparteien über die geschuldete Hauptleistung darstelle. Durch die Be­

zugnahme auf einen „mobilen Internetzugang" lege die Klausel von vornherein fest, für welchen 

Zweck und in welchem Umfang eine Leistungsverpflichtung der Beklagten bestehe. Der Kunde 

könne sich je nach seinen Bedürfnissen für einen mobil nutzbaren Internetanschluss oder eben 

für einen stationären entscheiden. Ein wesentlicher, preisbildender Unterschied der Tarife der Be­

klagten liege darin, ob diese für eine stationäre oder für eine mobile Nutzung vorgesehen seien. 

Mit der Klausel sei die entsprechende Hauptleistung in Form der mobilen Internetnutzung mittels 

entsprechender Endgeräte beschrieben. Dementsprechend handele es sich nicht um eine nach­

trägliche Einschränkung eines bereits zugesagten Hauptlei~tungsversprechens. 

Die Klausel stelle auch keine Abweichung vom Grundgedanken einer gesetzlichen Regelung im 

Sinne des § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB dar. Art. 3 Abs. 1 TSM-VO habe keine Leitbildfunktion im Sinne 

der genannten Vorschrift. Telekommunikationsverträge seien schwerpunktmäßig als Dienstver­

träge einzuordnen. Art. 3 Abs. 1 TSM-VO statuiere keine absoluten Verpflichtungen des Anbieters 
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gegenüber den Endnutzern, die als Leitbild dienen könnten. Die Hauptaufgabe der TSM-VO be­

stehe darin, den Zugang zum offenen Internet zu gewährleisten. Einzelne Rechte der Endnutzer 

seien nur die Ausformung dieses übergeordneten Zwecks der TSM-VO. Die Rechte der Endnut­

zer aus der TSM-VO, auch die Endgerätefreiheit, würden nicht absolut gelten. Es sei den Tele­

kommunikationsdienstleistern unbenommen, nach den Bedürfnissen der Nutzer unterschiedlich 

ausgestaltete Tarife anzubieten. Die streitgegenständliche Klausel stelle keine unzulässige Ein­

schränkung dar. 

Im Übrigen weiche die Klausel, selbst wenn man Art. 3 Abs. 1 TSM-VO eine Leitbildfunktion zuer­

kennen wollte, nicht von dessen wesentlichem Grundgedanken ab. Hintergrund der in der 

TSM-VO geregelten Endgeräte-Wahlfreiheit sei es, dass Vers~che von Anbietern unterbunden 

werden sollten, den Kunden die Nutzung eines ganz bestimmten, möglicherweise anbietereige­

nen Gerätes vorzuschreiben und die Nutzung anderer Geräte zu verhindern. Die hier gegenständ­

liche Klausel führe jedoch zu keiner solchen Beschränkung. 

Zur Ergänzung des Tatbestands wird auf die Schriftsätze der Parteien, das Protokoll der mündli­

chen Verhandlung sowie auf sonstigen Akteninhalt Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist zulässig und begründet. Der Kläger kann von der Beklagten gemäß§ 1 UKlaG die 

Unterlassung der Verwendung der gerügten Klausel verlangen. 

1. Die Klage ist zulässig. Insbesondere ist der Kläger gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 

§ 4 Abs. 1 UKlaG klagebefugt. Das Landgericht München I ist gemäß §§ 1, 6 Abs. 1 Satz 1, 

Abs. 2 UKlaG i. V. m. § 6 Nr. 1 GZVJu sachlich und örtlich ausschließlich zuständig. 

II. Die Klage ist begründet. Der Kläger kann von der Beklagten die Unterlassung der Verwen­

dung der streitgegenständlichen Klausel nach§§ 1, 3 Abs. 1 Nr. 1 UKlaG i.V.m. § 307 Abs. 

1, Abs. 2 Nr. 1 BGB verlangen. Die Klausel ist unwirksam. 
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1. Die streitgegenständliche Klausel in Fußnote 7 Satz 3 der „Preisliste Mobilfunk 

Postpaid"'' der Beklagten (Anlage K 1) ist eine allgemeine Geschäftsbedingung im 

Sinne des§ 305 Abs. 1 Satz 1 BGB. Es handelt sich um eine für alle im Tarif „0
2 

Free Unlimited" der Beklagten abgeschlossenen Verträge vorformulierte Vertrags­

bedingung. 

2. Die Klausel unterliegt der Inhaltskontrolle. 

a) Zwar sind nach § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB solche Klauseln von der Inhaltskon­

trolle ausgenommen, die Art und Umfang der vertraglichen Hauptleistungs­

pflicht und die hierfür zu zahlende Vergütung unmittelbar regeln. Nach dem 

im bürgerlichen Recht geltenden Grundsatz der Privatautonomie ist es den 

Vertragsparteien im Allgemeinen freigestellt, Leistung und Gegenleistung zu 

bestimmen, und mangels gesetzlicher Vorgaben fehlt es insoweit regelmä­

ßig auch an einem Kontrollmaßstab. Dagegen sind Regelungen, die die Leis­

tungspflicht des Verwenders einschränken, verändern, ausgestalten oder 

modifizieren, inhaltlich zu kontrollieren (ständige Rechtsprechung, vgl. z.B. 

BGH, Urteil vom 11.07.2019-VII ZR266/17; Urteil vom 09.10.2014 - III ZR 

32/14). 

b) Die streitgegenständliche Klausel betrifft jedoch keine Hauptleistungspflicht 

im Sinne des § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB. Die Hauptleistungspflicht der Beklag­

ten ist die Zurverfügungstellung eines Internetzugangs. Mit welchen Geräten 

ein .solcher Internetzugang genutzt werden kann, ist keine Frage der Haupt­

leistungspflicht. Es handelt sich vielmehr um eine technische Ausformung 

der Leistungserbringung durch die Beklagte. 

Die Auffassung der Beklagten, die Hauptleistungspflicht bestehe in der Zur­

verfügungstellung eines Internetzugangs nur für Mobilgeräte, weil es sich um 

einen speziell für die Verwendung mit solchen Geräten konzipierten Tarif 

handele, teilt das Gericht nicht. Sie beruht auf einer von der Beklagten - letzt­

lich willkürlich - vorgenommenen Unterteilung des Angebots von Internetzu­

gangsdiensten in mobile und stationäre 11Produktwelten". Eine solche Auftei­

lung, die von der Beklagten oder anderen Anbietern nach wirtschaftlichen Ge­

sichtspunkten getroffen wird, jederzeit veränderlich ist und zudem jegliche 

Variante von Mischtarifen zulässt, führt nicht dazu, dass jeder Tarif oder jede 
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denkbare Tarifgruppe einen eigenen, neuen Vertragstypus im Rechtssinne 

darstellt. Es handelt sich vielmehr immer um einen Vertrag über die Nutzung 

eines Internetzugangs. 

Eine Klausel, die wie hier die Nutzbarkeit auf bestimmte Geräte beschränkt, 

definiert demnach nicht die Hauptleistungspflicht des Vertrags, sondern stellt 

im Sinne der zitierten Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs eine die 

Leistungspflicht des Verwenders einschränkende Regelung dar. Sie unter­

liegt der Inhaltskontrolle. 

c) Gegen die Definition einer vertraglichen Hauptleistungspflicht spricht im vor­

liegenden Fall auch die Verortung der Klausel im Vertragswerk: Sie findet 

sich in einer Fußnote zu einer Preisliste. Diese systematische Einordnung 

erschiene für Regelungen zur Bestimmung der vertraglichen Hauptleistung 

zumindest ungewöhnlich. 

d) Im Übrigen unterliegt die Nutzbarkeit eines Internetanschlusses nur durch be­

stimmte Endgeräte nicht uneingeschränkt der Dispositionsfreiheit der Partei­

en. Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung (EU) 2015/2120 des europäischen 

Parlaments und des Ratens vom 25.11.2015 (sogenannte Telecom Single 

Market Verordnung; im Folgenden TSM-VO) normiert die Endgerätefreiheit. 

Danach haben Endnutzer das Recht, beim Internetzugang Endgeräte ihrer 

Wahl zu nutzen. Nach Artikel 3 Abs. 2 TSM-VO dürfen Vereinbarungen zwi­

schen Anbietern von Internetzugangsdiensten und Endnutzern die Ausübung 

der Rechte der Endnutzer gemäß Artikel 3 Abs. 1 TSM-VO nicht einschrän­

ken. Die Frage, mit welchen Endgeräten die Nutzung eines Internetzugangs 

aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung erlaubt sein soll, unterliegt damit 

allenfalls in sehr engen Grenzen der Dispositionsfreiheit der Vertragspartei­

en. Auch dies führt dazu, dass die Klausel als einschränkende Regelung 

kontrollfähig ist. 

3. Die streitgegenständliche Klausel ist unwirksam, weil sie die Verbraucher als Ver­

tragspartner der Beklagten nach § 307 Abs. 1 BGB unangemessen benachteiligt. 

Die Klausel verletzt das Recht der Nutzer auf Endgerätefreiheit.. 

a) Artikel 3 Abs. 1 TSM-VO normiert die vom europäischen Gesetzgeber ge­

wollte Endgerätefreiheit. Ausweislich Erwägungsgrund 5 der TSM-VO sollen 
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die Endnutzer beim Zugang zum Internet frei unter den verschiedenen Arten 

von Endgeräten wählen können. Der Grundgedanke ist ausweislich des Er­

wägungsgrundes, dass sich zwar grundsätzlich (unionsrechtskonforme) Be­

schränkungen in Folge der Produktgestaltung oder Regelung durch die Her­

steller oder Händler der Endgeräte ergeben können, dass jedoch die Internet­

zugangsanbieter den Nutzern keine weiteren Beschränkungen hinsichtlich 

der Nutzung von Endgeräten auferlegen dürfen. Dementsprechend schränkt 

die Artikel 3 Abs. 2 TSM-VO die Vertragsfreiheit der Parteien dahingehend 

ein, dass Vereinbarungen zwischen lnternetzugangsdienstanbieter und End­

nutzer die Ausübung der Endgerätefreiheit durch den Verbraucher nicht ein­

schränken dürfen. 

b) Die Auffassung der Beklagten, die Endgerätefreiheit sei entsprechend dem 

Anlass ihrer Aufnahme in die TSM-VO auf den Fall beschränkt, dass Tele­

kommunikationsanbieter den Kunden die Verwendung eigener Geräte auf­

zwingen wollten, findet im Verordnungstext keine Grundlage. Die TSM-VO 

entstand vor dem Hintergrund zahlreicher Praktiken der Anbieter, die der Ent­

wicklung des Internets im Sinne der EU Mitgliedstaaten zuwider lief. Sie soll 

gewährleisten, dass „das Internet offen bleibt und es nicht zu einer Fragmen­

tierung des Binnenmarkts durch individuelle Maßnahmen der Mitgliedstaaten" 

kommt (vgl. Erwägungsgrund 3 zur TSM-VO). Einzelne Praktiken der Anbie­

ter wie fehlende „Netzneutralität" oder ein „Routerzwang" mögen Anlass der 

Regelung gewesen sein. Ihr Inhalt geht jedoch ausweislich der Erwägungs­

gründe und vor allem ausweislich des Verordnungstextes darüber hinaus. Es 

mag sein, dass die Endgerätefreiheit nicht „absolut" gilt. Klauseln, die die 

Verwendung einzelner Endgeräte für die Kunden eines Tarifs nach deren in­

dividuellen Nutzungsabsichten wirtschaftlich unattraktiv machen, stellen nicht 

automatisch einen Verstoß dar (vgt. dazu LG Düsseldorf, Urteil vom 

08.05.2019 - 12 O 158/18). Die Verordnung gewährt sie jedoch zunächst un­

eingeschränkt und untersagt vertragliche Abweichungen zu Lasten des Kun­

den. 

c) Die streitgegenständliche Klausel beschränkt die Endgerätefreiheit der Ver­

braucher. 

Die Formulierung „der mobile Internetzugang kann/darf nur mit Smartphones, 



12 0 6343/20 - Seite 9 -

Tablets oder sonstigen Geräten genutzt werden, die eine mobile Nutzung un­

abhängig von einem permanenten kabelgebundenen Stromanschluss ermög­

lichen (nicht z.B. in stationären L TE-Routern)" schließt jegliche Endgeräte 

von der Nutzung aus, die mit einem Kabel dauerhaft an die Stromversorgung 

angeschlossen werden. 

d) Soweit die Beklagte meint, eine Einschränkung liege tatsächlich nicht vor, 

weil die Einbindung auch kabelgebundener Endgeräte über das sogenannte 

Tethering möglich sei, so dass auch kabelgebundene Geräte zumindest indi­

rekt - und somit als Endgerät im Sinne von Artikel 1 Nr. 1 der Richtlinie 

208/63/EG der Kommission vom 20.06.2008 - angeschlossen werden kön­

nen, überzeugt dies nicht. 

1) Das Tethering funktioniert in der Art, dass die von der Beklagten oder 

einem anderen Internetzugangsdienst überlassene SIM-Karte in ein 

mobiles Endgerät eingesetzt wird, und dieses dann wiederum für an­

dere - auch kabelgebundene - Endgeräte einen mittelbaren Internetzu­

gang über das Mobilgerät ermöglicht. 

2) Zwar kann ein „Endgerät" im Sinne der TSM-VO auch ein indirekt an­

geschlossenes Gerät sein. Endgeräte sind ausweislich Erwägungs­

grund 5 der TSM-VO in Verbindung mit Artikel 1 Nr. 1 der Richtlinie 

208/63/EG der Kommission vom 20.06.2008 direkt oder indirekt an die 

Schnittstelle eines öffentlichen Kommunikationsnetzes angeschlosse­

ne Einrichtungen zum Aussenden, Verarbeiten oder Empfangen von 

Nachrichten. 

Allerdings würde die Nutzbarkeit des Anschlusses mit einem kabelge­

bundenen Endgerät entsprechend dem Verständnis der Beklagten ein 

zusätzliches Mobilgerät voraussetzen, das den mittelbaren Zugang 

über Tethering herstellt. Das diese mit erheblichem Zusatzaufwand in 

Form eines weiteren Geräts verbundene Lösung die Endgerätefreiheit 

der Kunden wahrt, erscheint nicht naheliegend. 

3) Im vorliegenden Fall überzeugt die Ansicht der Beklagten jedoch 

schon angesichts der Formulierung der konkret verwendeten Klausel 

nicht. 
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Ein Verständnis vom Inhalt der Klausel dahingehend, dass kabelge­

bundene Endgeräte mittelbar über Tethering eingebunden und genutzt 

werden können, ist vom Wortlaut nicht gedeckt. Die Klausel stellt al­

lein darauf ab, dass der Internetzugang nur mit mobilen Geräten .ge­

nutzt" werden darf. Die Klausel unterscheidet somit nicht zwischen ei­

ner unmittelbaren und einer mittelbaren Nutzung im Wege des Tethe­

ring. Sie untersagt vielmehr jegliche Nutzung mittels kabelgebundener 

Endgeräte.· Ein anderes Verständnis lässt sich dem Wortlaut nicht 

entnehmen. 

Auch kommt es im Verbandsklageverfahren nicht darauf an, wie die 

Beklagte die Klausel versteht oder sie in der Praxis umsetzt. Im Ver­

bandsklageverfahren ist ein abstrakter Prüfungsmaßstab zugrunde zu 

legen. Abzustellen ist nicht auf die konkrete Verwendung und Handha­

bungen im Einzelfall, sondern auf den Inhalt der streitigen Klausel (vgl. 

BGH, Urteil vom 05.06.2018 - XI ZR 790/16, ständige Rechtspre­

chung). , 

Wären - was hier nicht der Fall ist - nach Auslegung der Klausel meh­

rere Auslegungsmöglichkeiten rechtlich vertretbar, käme zudem die 

Unklarheitenregel des § 305c Abs. 2 BGB zur Anwendung. In diesem 

Fall wäre auf die kundenfeindlichste Auslegung der fraglichen Klausel 

abzustellen (vgl. BGH aaO). 

Bei der gebotenen abstrakten Betrachtung der Klausel ist jegliche Nutzung 

des Internetzugangs mit kabelgebundenen Geräten ausgeschlossen. 

e) Die Beschränkung der Endgerätefreiheit durch die streitgegenständliche 

Klausel verstößt gegen Artikel 3 Abs. 1 TSM-VO. Bei dieser Verordnung han­

delt es sich gemäß Artikel 288 Abs. 2 AEUV um unmittelbar anwendbares 

Recht. Ein Verstoß der Klausel gegen Artikel 3 Abs. 1 TSM-VO stellt als un­

mittelbarer Gesetzesverstoß eine unangemessene Benachteiligung gemäß § 

307 Abs. 1 BGB dar. Die Klausel ist unwirksam. 

f) Eine unangemessene Bemächtigung ergibt sich auch bei einer Prüfung der 

Klausel am Maßstab des § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB. Die Endgerätefreiheit und 

die Unzulässigkeit davon abweichender Vereinbarungen sind ausdrücklich in 
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der TSM-VO normiert. Die streitgegenständliche Klausel ist mit dem wesent­

lichen Grundgedanken der Endgerätefreiheit nicht vereinbar, weil sie den 

Kunden auf Mobilgeräte beschränkt und somit zahlreiche Geräte, die sich für 

den Internetzugang eignen und üblich sind, nicht genutzt werden können. Die 

Endgerätefreiheit stellt nach dem Inhalt der TSM-VO und ihrer Erwägungs­

gründe ein gesetzlich normiertes Leitbild für die Gestaltung von Verträgen 

über Internetzugangsdienste dar. 

Die streitgegenständliche Klausel verstößt gegen § 307 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB. Sie ist 

unwirksam. Dem Kläger steht der geltend gemachte Unterlassungsanspruch zu. 

Der Kläger hat auch Anspruch auf die verlangten Abmahnkosten in Höhe von EUR 214,00 

aus § 5 UKlaG i.V.m. § 12 Abs. 1 UWG. Di_e Abmahnkosten sind der Höhe nach nicht zu 

beanstanden und halten sich im gerichtsbekannt üblichen Rahmen. Der Kläger hat weiter 

Anspruch auf Prozesszinsen gemäß § 291 BGB wie beantragt. 

Die Klage ist begründet. 

III. Die Kostenentscheidung folgt aus§ 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO. Die Entscheidung über die vor­

läufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 709 Satz 1 ZPO. Das Gericht hielt eine Sicher­

heitsleistung in Höhe von EUR 50.000,00 für angemessen. 

Der Streitwert war gemäß § 3 ZPO festzusetzen. Im Verbandsklageprozess bestimmen 

sich der Streitwert und die Beschwer der Parteien regelmäßig nach dem Interesse der All­

gemeinheit an der Beseitigung der beanstandeten AGB Bestimmung. Der wirtschaftlichen 

Bedeutung eines Klauselwerks oder der Betroffenen Klausel kommt kein maßgebliches 

Gewicht zu. Der Regelbeschwerdewert liegt bei EUR 2.500,00 je beanstandeter Klausel 

(vgl. BGH, Beschluss vom 13.10.2020 - VIII ZR 161/19; Beschluss vom 26.09.2012 - IV 

ZR 208/11 ; Beschluss vom 24.03.2020 - XI ZR 516/18; Beschluss vom 13.10.2020 -VIII 

ZR 25/19). 

gez. 

Vorsitzende Richterin Richter
Richter 

am Landgericht am Landgericht 
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Verkündet am 28.01 .2021 

gez. 
. JAng 

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
München, 28.01 .2021 

, JAng 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Dokument unterschrieben 
von: 
Landgericht München I 
am: 28.01.2021 09:47 


